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20. „Knaben, welche das vierzehnte Lebensjahr noch nicht erreicht 
haben, bedürfen, wenn ſie in Gemeinſchaft mit ihren Eltern bezw. dem 
überlebenden Elterutheile auswandern, keiner weiteren beſonderen Aus⸗ 
wanderungsbewilligung. 

„Einem Jünglinge vom vollendeten vierzehnten bis einſchließlich 
zum zurückgelegten neunzehnten Lebensjahre wird, wenn er in Gemein⸗ 
ſchaſt mit den Eltern bezw. dem überlebenden Elterntheile auswandert, 
über Nachſuchen die Auswanderungsbewilligung dann nicht verſagt: 

a) wenn durch eine anläßlich des Einſchreitens um die Aus⸗ 
wanderungsbewilligung zu veranlaſſende Unterſuchung vor einer ge⸗ 
miſchten Stellungs⸗ oder Nachſtellungscommiſſion die gänzliche und blei⸗ 
bende Militär⸗Dienſtuntauglichkeit desſelben erwieſen iſt, 

b) oder wenn derſelbe erwerbsunfähig iſt und für ſeinen Unter⸗ 
halt außerhalb des Familienverbandes ſeiner Eltern bezw. des über⸗ 
lebenden Elterntheiles nachweislich keine Möglichkeit der Obſorge 
beſteht, 

c) oder wenn derſelbe feinen Eltern bezw. dem überlebenden 
Elterntheile, insbeſondere ſalls fie aus Rückſicht der Gewinnung des 
nothwendigen Lebensunterhaltes auswandern und ſelbſt minder erwerbs⸗ 
fähig und mittellos find, zu dieſem Behufe nachweisbar unentbehrlich iſt, 

d) oder wenn derſelbe ſeit längerer Zeit ununterbrochen in dem 
fremden Staate, nach welchem die Auswanderung erfolgen ſoll, lebt, 
daſelbſt den Unterricht genoſſen hat und nach der Art feiner beruflichen 


e) wenn, insbeſondere in den Fällen unter b), e) und d) durch 
amtliche Erhebungen dargethan iſt, daß er nicht, um der Erfüllung der 
Wehrpflicht entzogen zu werden, auswandere, 

Ff) wenn er im Geltungsgebiete dieſes Geſetzes nicht in ſtraf⸗ 
gerichtlicher Unterſuchung ſteht und wenn gegen denſelben ein noch nicht 
vollſtrecktes ſtrafgerichtliches Urtheil nicht erſloſſen iſt.“ 

Al. 1 iſt gemäß Punkt 1 des Erlaſſes des Miniſteriums fir: 
Landesvertheidigung vom 1. November 1882, 3. 1465, geltendes Recht, 
denn die Ermüchtigung der Landesſtellen bezw. Bezirkshauptmannſchaften 


zur Ertheilung dieſer Bewilligung kommt der oben formulirten Beſtim⸗ 
mung gleich. S. auch die Bemerkung bei P. 30. 

Al. 2 entſpricht gleichfalls, nur in der Beſtimmung betreffs der 
Altersgrenzen zuſammengefaßt, den Anordnungen des oben berufenen 
Miniſterialerlaſſes, und zwar lit. a) den Punkten 2 a) und 3, lit. b) 
und c) dem Punkte 2 b) und c) des Erlaſſes. Lit. d) entſpringt dem 
in einer täglichen Praxis hervorkommenden, vollauf rückſichtswürdigen 
Bedürfniſſe. Wer ſich z. B. in Preußen zu einem gelehrten Berufe, jagen 
wir zum Lehramte, ausgebildet hat, für den wäre die Verweigerung der 
Entlaſſung unter Umſtänden mit dem wirthſchaftlichen Ruine gleich⸗ 
bedeutend. Lit. e), entſprechend dem § 22, Al. 2 des ungariſchen G. A. 
JL: 1879, iſt in feiner Begründung ſelbſtredend und lit. f) dient dem 
Intereſſe der Strafrechtspflege, iſt übrigens wie im P. 19, Al. 2 eine nur 
tranſitoriſche Beſchränkung von blos aufſchiebender Wirkung. Lit. a) 
bis d) find disjunctiv, die sub e) und f) mit je einem der vorſtehenden 
vier Fälle conjunctiv gefaßt. 

21. „Oeſterreichern, welche ihrer Stellungspflicht vollkommen Genüge 
gethan haben und wegen gänzlicher Militär⸗Dienſtuntauglichkeit in der 
Stellungsliſte gelöſcht oder in der letzten ſtellungspflichtigen Altersclaſſe 
oder nach dem Austritte aus derſelben zurückgeſtellt oder wegen ein⸗ 
tretender Militär⸗Dienſtuntauglichkeit aus der Militär⸗Dienſtpflicht gänz⸗ 
lich entlaſſen wurden, iſt, ſofern fie von der Landſturmpflicht enthoben 
oder aus dem Landſturmverbande gemäß P. 22, Al. 2 entlaſſen find, 
über Einſchreiten die Auswanderungsbewilligung bezw. die Enklaſſungs⸗ 
urkunde unter den in den PP. 19, Al. 1 (Schlußſatz) und 20 
lit. f) bezeichneten Vorausſetzungen dann zu ertheilen, wenn der Nach⸗ 
weis über die Entrichtung der vorgeſchriebenen Militärtaxe für die ganze 
noch erübrigende Dauer der Wehrpflicht erbracht iſt. 

„Dieſer Nachweis über die Entrichtung der Militärtaxe entfällt, 
wenn die erklärte Auswanderung nach den Ländern der ungariſchen 
Krone erfolgt.“ 
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Al. 1 entſpricht dem nach den Punkten 3 und 5 des citirten § 54, Al. 3 Wehrgeſetzes (P. 31) nach Ertheilung der Entlaſſung 
Erlaſſes des Miniſteriums für Landesvertheidigung wie nach $ 1:4 noch immer nothwendige Controle, ob der Entlaſſene wirklich auswandert, 
des Militärtaxgeſetzes vom 13. Juni 1880, R. G. Bl. Nr. 70, im wird hiedurch erleichtert und verläßlicher gemacht. An ſich hat das in 
Allgemeinen geltenden Rechte. Die Auswanderungsfreiheit der in P. 22 8§ 15, Al. 1 d. R. G. ganz allgemein durchgeführte Princip für unſeren 


gedachten Perſonen wird im Grunde des § 18 Wehrgeſetzes bezw. 
der dieſen durchführenden Verordnung des Minifteriums für Landes⸗ 
vertheidigung vom 10. Auguſt 1877, R. G. Bl. Nr. 77, noch immer 
als durch die Wehrpflicht beſchränkt zu erachten ſein, daher ſie einer 
Auswanderungsbewilligung bedürfen, welche mit Rückſicht auf die ganz 
ſpecifiſche Art dieſer Beſchränkung nur in dem Falle nach P. 29 be⸗ 
ſonders erſchwert fein ſoll. Die von der Landſturmpflicht Enthobenen ſ. 
die Durchführungsverordnung zum Landſturmgeſetze vom 19. Jänner 
1887, R. G. Bl. Nr. 5, § 14 und Beilage 10. 

Al. 2 entſpricht dem 8 6:3 des citirten Militärtaxgeſetzes. 

22. „Die Auswanderung eines in der Linien⸗, Reſerve⸗ oder Erſatz⸗ 
reſerve⸗Dienſtpflicht des Heeres oder der Kriegsmarine ſtehenden Mannes 
iſt von der vorherigen Entlaſſung aus dem betreffenden Heeresverbande 
ſeitens des Reichs⸗Kriegsminiſteriums abhängig. 

„In gleicher Weiſe hängt die Auswanderung eines in der Land⸗ 
wehr⸗ oder in der Landſturmpflicht ſtehenden Mannes von deſſen vor⸗ 
heriger Entlaſſung aus derſelben ſeitens des Miniſteriums für Landes⸗ 
vertheidigung ab. 

„Die vorhergehende Entlaſſung aus der Linien⸗, Reſerve⸗ oder Erſatz⸗ 
reſerve⸗Dienſtpflicht des Heeres und der Kriegsmarine iſt nicht er⸗ 
forderlich, wenn die erklärte Auswanderung nach den Ländern der unga⸗ 
riſchen Krone erfolgt.“ 

Al. 1 und 2 entſprechen dem § 54, Al. 1 der Wehrgeſetznovelle 
bezw. den P. 7 und 8 des mehrcitirten Miniſterialerlaſſes vom 1. No⸗ 
vember 1882, Z. 1465, und § 158 der (nenen) Inſtruction zum 
Wehrgeſetze. In Al. 2 iſt nur des Landſturmes neu gedacht. Al. 3 
entſpricht dem $ 2:4 der Inſtruction zum Wehrgeſetze. Die Dienſt⸗ 
pflicht in der Landwehr und im Landſturme iſt in den beiden Theilen 
der Monarchie ſelbſtſtändig organiſirt und iſt dieſelbe deshalb in Al. 3 
nicht mit einbezogen worden. 

23. „Einem in der Linien⸗Dienſtpflicht des Heeres und der Kriegs⸗ 
marine ſtehenden oder der activen Landwehr angehörenden Manne, eben⸗ 
ſowie demjenigen, welcher noch nicht ſtellungspflichtig iſt oder ſeiner 
Stellungspflicht nicht vollkommen Genüge geleiſtet hat, kann die Ent⸗ 
laſſung aus dem Heeres⸗ bezw. Landwehrverbande, bezw. die Aus⸗ 
wanderungsbewilligung nur in dem Falle ertheilt werden, wenn derſelbe 
in Gemeinſchaft mit den Eltern oder dem überlebenden Elterntheile 
auswandert. 

„Die Auswanderungsbewilligung iſt an einen, dem Verbande 
der bewaffneten Macht angehörenden Mann erſt dann zu ertheilen, wenn 
durch eine von der zuſtändigen Behörde jenes Staates, nach welchem der⸗ 
ſelbe auswandern will, ausgeſtellte Beſcheinigung nachgewieſen wurde, 
daß der betreffende fremde Staat den Auswanderungswerber in ſeine 
Staatsangehörigkeit aufzunehmen bereit iſt.“ 

Al. 1 entſpricht Al. 2 des § 54 Wehrgeſetzes, nur ſind die 
der activen Landwehr angehörenden Perſonen aus Zweckmäßigkeits⸗ 
gründen mitaufgenommen worden. Auch in dieſem Punkte iſt die unga⸗ 
riſche Beſtimmung in § 15, Al. 2 des G. A. XXXIX: 1882 
inſofern liberaler, als dieſelbe ſich nur auf die in der Liniendienſtpflicht 
Stehenden bezieht. Perſonen, welche das ſtellungspflichtige Alter noch 
nicht erreicht haben, oder welche ihrer Stellungspflicht noch nicht voll⸗ 
kommen entſprochen haben, können demnach in Ungarn allerdings auch 
zur ſelbſtſtändigen Auswanderung die Bewilligung erhalten. Da hier 
die möglichſt ſtricte Aufrechthaltung des geltenden Rechtes beabſichtigt 
iſt, ſo mußte die geltende Beſtimmung unverändert beibehalten werden, 
wiewohl dieſelbe rückſichtlich der noch nicht ſtellungspflichtigen Perſonen 
eine Milderung vertrüge. 

Al. 2 iſt aus der Erwägung hervorgegangen, daß es zweck⸗ 
mäßiger und expeditiver iſt, ſich eine gewiſſe Sicherheit über den Ernſt 
der Auswanderungsabſicht noch vor Eingehung in die endgiltige Er⸗ 
ledigung des Entlaſſungsgeſuches zu verſchaffen. Die im Sinne des 


Rechtsbeſtand nichts Verfängliches. 

24. „Die je nach Art der obwaltenden Militär-Dienftpfficht in 
dem Ermeſſen des Reichs⸗Kriegsminiſteriums oder des Miniſteriums für 
Landesvertheidigung ſtehende Entlaſſung aus dem Verbande der be⸗ 
waffneten Macht ſoll im Allgemeinen in jenen Fällen nicht verſagt 
werden, wo Verhältniſſe nachgewieſen ſind, welche nach Analogie der 
Vorſchriften über die Erfüllung der Wehrpflicht geeignet erſcheinen, für 
den betreffenden Auswanderungswerber, ſei es die zeitliche Befreiung 
vom Eintritte in das ſtehende Heer, die Kriegsmarine oder die Land⸗ 
wehr, ſei es deſſen vorzeitige Entlaſſung aus der Militär⸗Dienſtpflicht 
wegen beſonders rückſichtswürdiger Familienverhältniſſe, ſei es deſſen 
Enthebung von der Präſenz⸗Dienſtpflicht wegen Ererbung einer Land⸗ 
wirthſchaft zu begründen, dies jedoch nach Erfüllung der in P. 24, Al. 2 
bezeichneten Bedingung nur dann, wenn durch ämtliche Ermittlungen 
dargethan iſt, daß der Auswanderungs⸗ bezw. Entlaſſungswerber nicht 
um ſich der Ableiſtung ſeiner Wehrpflicht zu entziehen, die Auswanderungs⸗ 
bewilligung bezw. Entlaſſung nachſucht. 

„Unter eben dieſer Vorausſetzung ſoll insbeſondere auch ſolchen 
Auswanderungswerbern die nachgeſuchte Entlaſſung aus dem Militär⸗ 
verbande, bezw. aus der öſterreichiſchen Staatsangehörigkeit nicht ohne 
beſonderen Grund verweigert werden, welche ihrer Präſenz⸗Dienſtpflicht 
bereits vollkommen entſprochen haben und den Nachweis erbringen, daß 
ſie nach der Art ihres Berufes oder Gewerbes darauf angewieſen ſind, 
vornehmlich in dem fremden Staate, nach welchem die Auswanderung 
erfolgen ſoll, ihren Erwerb und ihr Fortkommen zu finden, und daß 
durch ihr Verbleiben in der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft, bezw. 
durch die Nichterwerbung der betreffenden fremden Staatsbürgerſchaft 
ihre wirthſchaftliche (berufliche) Exiſtenz gefährdet werden würde.“ 

Die Gründe des P. 24 brauchen nicht erſt ausführlich erörtert 
zu werden. Die Beſtimmung hat den Zweck, die Beſchränkung der Aus⸗ 
wanderungsfreiheit inſoferne zu mildern, als die Auswanderungs⸗ 
bewilligung Perſonen, welchen deren Verweigerung von überwiegendem, 
bleibenden Nachtheile insbeſondere für ihre wirthſchaftliche Exiſtenz ſein 
würde, innerhalb gewiſſer Grenzen zu gewährleiſten. Dies konnte nach 
der Natur der Sache nur durch eine ſolche demonſtrative Darſtellung 
der Entlaſſungsgründe, ohne zweckwidrige Beſchränkung der berufenen 
Staatsbehörden, erreicht werden. Wie es ſich im Hinblide auf dieſen 
P. 24 mit der Zuläſſigkeit der Beſchwerdeführung por dem Reichsgerichte, 
bezw. auch vor dem Verwaltungsgerichtshofe, inſoweit nicht die Beſtim⸗ 
mungen nach § 3 c), d) und e) des Geſetzes vom 22. October 1875, 
R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, platzgreifen, verhalte, iſt eine Frage, 
deren Beantwortung der berufenen Interpretation überlaſſen bleiben muß. 

25. „Zur ſelbſtſtändigen Auswanderung können männliche Per⸗ 
ſonen, welche das 24. Lebensjahr noch nicht vollſtreckt haben und welche nicht 
unter die in P. 24, Al. 1 bezeichneten Kategorien gehören, nur ausnahms⸗ 
weiſe aus rückſichtswürdigen Gründen über vorher einzuholende beſondere 
Ermächtigung des Miniſteriums für Landesvertheidigung die Bewilligung 
erhalten.“ 

Um keine „Lücke“ in dem Geſetze zu laſſen, durfte dieſe Be⸗ 
ſtimmung, welcher nach P. 23 allerdings nur ſehr wenig Spielraum 
bleibt, nicht ausgelaſſen werden. Sie entſpricht im Allgemeinen dem 
geltenden Rechte: Arg. P. 5 b) des Erlaſſes des Miniſteriums für 
Landesvertheidigung vom 1. November 1882, 3. 1465. Die Beſchrän⸗ 
kung auf mäunliche Perſonen iſt im Hinblicke auf Art. 4, Al. 3 des 
St. G. G., R. G. Bl. Nr. 142, ſelbſtredend. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praris. 


Die Erſatzpflicht des Jagdberechtigten für Wildſchäden wird durch 


den Umſtand nicht alterirt, daß nach dem Zeitpunkte der con⸗ 
ſtatirten Wildbeſchädigung in Folge eines Elementarereigniſſes 
die ganze Ernte des beſchädigten Grundſtückes vernichtet wurde. 

Mit der Entſcheidung vom 1. Juni 1886, 3. 26.703, hat die 
k. k. Statthalterei unter Beſtätigung des diesfälligen in der Entſcheidung 
der k. k. Bezirkshauptmannſchaft in H. vom 16. April 1886, Z. 3939, 
enthaltenen Ausſpruches den Gutsbeſitzer Karl v. S. in K. als 
Pächter der Gemeindejagd in K. zur Zahlung eines Wildſchadenerſatzes 
im Geſammtbetrage von 417 fl. an mehrere Grundbeſitzer in K. und 
Umgebung, ſowie zur Tragung der Commiſſionskoſten per 12 fl. 9 kr. 
verpflichtet erkannt, zugleich jedoch jenen Theil der bezogenen Ent⸗ 
ſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft in H., womit den beſchädigten 
Grundbeſitzern das Recht eingeräumt wurde, ihre Weingärten vor der 
Weinleſe nochmals beſichtigen zu laſſen und auf Grund der Ergebniſſe 
dieſer zweiten Beſichtigung die entſprechende Richtigſtellung der Schaden⸗ 
erſatzbeträge anzuſuchen, aufgehoben. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat über den von Karl v. S. 
dagegen eingebrachten Miniſterialrecurs unterm 4. October 1886, 
3. 16.217, wie folgt entſchieden: 


„Das Miniſterium des Innern findet dem gegen dieſe Ent⸗ 


ſcheidung eingebrachten Recurſe des Karl v. S. aus den in denſelben 
angegebenen Gründen keine Folge zu geben. 


Die in dem Miniſterialrecurſe erhobene neue Einwendung, daß 


die Haftpflicht aus dem Grunde erloſchen ſei, weil die Ernte in den 
beſchädigten Weingärten durch nachher eingetretenes ungünſtiges Wetter 
vernichtet wurde, muß als unbegründet zurückgewieſen werden, da ein 
nach der conſtatirten Wildbeſchädigung eingetretenes Elementarereigniß 
die Erſatzpflicht des Pächters nicht beeinflußen kann, weil der Erſatz⸗ 
anſpruch des Beſchädigten nach den Grundſätzen des Civilrechtes ſchon 
im Momente der Beſchädigung begründet iſt; ferner weil der Schade 
nach dem gemeinen Werthe, den die Sache zur Zeit der Beſchädigung 
hatte, zu ſchätzen iſt (§ 306 a. b. G. B.) und endlich weil eine exit 
nachträglich eintretende Veränderung des Werthes oder ſelbſt die gänz⸗ 
liche Vernichtung des beſchädigten Objectes als ein Zufall angeſehen 
werden muß, welcher nicht dem Jagdinhaber zu Gute kommen kann. 
Der Erſatzanſpruch des Beſchädigten kann nicht von dem Zeit⸗ 
punkte der wirklichen Erſatzleiſtung abhängig gemacht werden, welche, 
wie im gegebenen Falle, ohne ſein Zuthun und Verſchulden durch den 
geſetzlichen Inſtanzenzug bis über das vorerwähnte Elementarereigniß 
hinausgeſchoben worden iſt.“ —T. 


Zur Frage der Executionsführung auf Staatsgüter. 

In der Rechtsſache des Joſeph L. wider die k. k. n. ö. Finanz⸗ 
procuratur in Vertretung des k. k. Aerars und der Commune Wien 
peto. Exſeindirung von Fahrniſſen hat das k. k. Landesgericht in Wien 
mit Beſcheid vom 13. Juli 1883, 3. 49.448, dem Kläger Joſeph L. 
zur Hereinbringung der ihm in Folge des abgeſchloſſenen Vergleiches 
ſeitens der k. k. n. ö. Finanzprocuratur zu erſetzenden Gerichtskoſten per 
31 fl. 64 kr. die Einverleibung des executiven Pfandrechtes auf das 
dem k. k. Aerar eigenthümlich gehörige Haus Nr.⸗C. 384 der inneren 
Stadt Wien bewilligt. 

Ueber den Recurs der k. k. n. ö. Finanzprocuratur hat das k. k. 
Oberlandesgericht in Wien mit Verordnung vom 22. Auguſt 1883, 
3. 14.273, den angefochtenen Beſcheid beſtätigt, weil im Vergleiche 
nicht beſtimmt worden iſt, daß die Zahlung mittelſt Anweiſung an eine 
beſtimmte Caſſe erfolgen werde; weil ferner die Executionsführung auf 
das Staatsvermögen und insbeſondere auf die dem k. k. Aerar eigen⸗ 
thümlichen Realitäten nach der allgemeinen Gerichtsordnung nicht aus⸗ 
geſchloſſen erſcheint, und in dieſer nicht die geringſte Ausnahme in 
Rückſicht des Fiscus feſtgeſetzt iſt, daß weiters auch die dem k. k. Aerar 
eigenthümlichen Realitäten nicht als dem rechtlichen Verkehre entzogen 
anzuſehen find, indem ja nach § 1472 a. b. G. B. ſolche Realitäten 
auch durch Erſitzung erworben werden können, wonach alſo die Be⸗ 
willigung der diesfälligen Execution, obgleich dieſelbe zur Einbringung 
der obigen Forderung nicht unbedingt nothwendig war, nicht als ein 
ungeſetzlicher Act angeſehen werden kann. 

Dem außerordentlichen Reviſionsrecurſe der k. k. Finanzprocuratur 
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hat der k. k. oberſte Gerichshof mit Entſcheidung vom 23. October 1883, 
3. 12.267, ſtattzugeben, die unterrichtlichen Erledigungen als dem 
Geſetze nicht entſprechend im Sinne des Hofdecretes vom 15. Februar 1833, 
J. G. S. Nr. 2593, aufzuheben und das Executionsgeſuch des Joſeph 
L. abzuweiſen befunden, dies 

in der Erwägung, daß, wenn auch in dem erwähnten Vergleiche 
nicht ausdrücklich beſtimmt worden iſt, daß die Zahlung des Koſten⸗ 
erſatzes mittelſt Anweiſung an eine beſtimmte Caſſe erfolgen werde, dieſe 
Beſtimmung doch hier, wo es ſich um eine von dem k. k. Aerar zu 
leiſtende Zahlung handelt, als ſelbſtverſtändlich zu betrachten iſt, weil 
es als notoriſch bekannt angenommen werden kann, daß die von dem 
k. k. Aerar zu leiſtenden Zahlungen von dem Gläubiger bei der hiezu 
angewieſenen Caſſe gegen Quittung zu beheben ſind, zumal auch aus 
der Vorſchrift des §8 1441 a. b. G. B., wonach eine Summe, die 
Jemand an eine Staatscaſſe zu fordern hat, nicht gegen eine Zahlung, 
die er an eine andere Staatscaſſe leiſten muß, abgerechnet werden kann, 
ſowie aus dem Hofdecrete vom 21. September 1798, J. G. S. Nr. 434, 
wonach Verbücherungen auf Staatsgüter niemals ohne vorläufige Ein⸗ 
vernehmung des Fiscus zu bewilligen ſind, zu entnehmen iſt, daß in 
Betreff des Staatsvermögens allerdings beſondere Vorſchriften beſtehen; 

in der weiteren Erwägung, daß es demzufolge auch im vor⸗ 
liegenden Falle dem Joſeph L. obgelegen wäre, ſich die Anweiſung an 
die zuſtändige Staatscaſſe zu verſchaffen und ſohin bei derſelben die 
ü ſchuldige Zahlung von 31 fl. 64 kr. gegen Quittung zu beheben, 
daß daher, nachdem dies nicht geſchah und Joſeph L. in ſeinem Exe⸗ 
cutionsgeſuche nicht behauptet, daß ihm etwa die Zahlung oder die 
Anweiſung hiezu verweigert worden ſei, hierüber mit einer Bewilligung 
* Execution nicht vorgegangen werden durfte. Ger.⸗H. 
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| 
| Geſetze und Verordnungen. 


| 1886. I. Semefter. 


| Poſt⸗ und Telegraphen⸗Verordnungsblatt für das Verwaltungs⸗ 


! gebiet des k. k. Handelsminiſteriums. 

| Nr. 55. Ausgeg. am 25. Mai. — Einführung von Kartenbriefen. H. M. 

8. 17.181. 10. Mai. — Aenderungen im Fahrpoſttarife „Schweden“. H. M. 

3. 13.233. 14. Mai. 

Nr. 56. Ausgeg. am 28. Mai. — Einſtellung des Verkehres von Geld⸗ 
und Frachtſendungen mit Sardinien und Sicilien. H. M. Z. 17.888. 17. Mai. 
— Ermäßigung der Verſicherungsgebühr für Werthbriefe nach der Schweiz. 
H. M. Z. 18.712. 19. Mai. — Ausdehnung des Verkehres der k. k. Bahnpoſten 
Nr. 43 von der Eiſenbahnlinie Jungbunzlau Georgswalde auf jene Nimburg⸗ 
Georgswalde. H. M. Z. 17.079. 20. Mai. — Ermächtigung des k. k. Filial⸗ 
poſt⸗ und Telegraphenamtes in Prag Nikolandergaſſe zur Annahme von Poſt⸗ 
anweiſungen über mehr als 300 fl. und von Nachnahmen bis 500 fl. H. M. 
3. 17.668. 15. Mai. - Aenderungen im Telegraphentarife. H. M. Z. 16.294. 

15. Mai. 

g Nr. 57. Ausgeg. am 29. Mai. — Vorgang bei der Ausfertigung, bezw. 
Ausfüllung der Beſtätigungen und Ausweiſe über die von den Eiſenbahnen bei⸗ 
geſtellten Poſtbeiwaggons. H. M. Z. 13.667. 5. Mai. 

Nr. 58. Ausgeg. am 30. Mai. — Vertagung des Werthpacketverkehres 
mit Portugal. H. M. Z. 18.630. 22. Mai. — Hinausgabe eines neuen Brief⸗ 
poſttarifes. H. M. Z. 18.761. 21. Mai. 

Nr. 59. Ausgeg. am 31. Mai. — Errichtung von Poſtämtern in Hatzen⸗ 
dorf und Söchau. H. M. Z. 17.384. 19. Mai. Errichtung eines Poſtamtes 
in Haje. H. M. Z. 17.186. 23. Mai. 

Nr. 60. Ausgeg. am 2. Juni. — Errichtung eines Poſtamtes in Spei⸗ 
fing. H. M. Z. 16.957. 25. Mai. 

Nr. 61. Ausgeg. am 5. Juni. — Verbot der Zeitſchrift „L’Illustrazione 
popolare“. H. M. Z. 20.340. 3. Juni. — Fahrpoſtſendungen nach Sardinien 
und Sicilien. H. M. Z. 19.997. 29. Mai. 

Nr. 62. Ausgeg. am 8. Juni. — Ermächtigung des königl. ungariſchen 
Poſtamtes Tatra⸗Füred zur Vermittlung von Poſtanweiſungen über mehr als 
300 fl. und von Nachnahmen dis 500 fl., ſowie zur Umrechnung von Poſt⸗ 
anweiſungen. H. M. Z. 19.771. 31. Mai. — Errichtung eines Poſtamtes in 
Lauterwaſſer. H. M. Z. 19.034. 1. Juni. 

Nr. 63 Ausgeg. am 12. Juni. — Verbot der Zeitung „Amerikaniſche 
Arbeiter⸗Zeitung“. H. M. Z. 20.856. 7. Juni. — Rückrechnung der Proviſion 
für die nach Deutſchland zurückgehenden unfrankirten Nachnahmeſendungen. 


H. M. Z. 18.637. 28. Mai. — Einführung neuer Druckſorten für die 
periodiſchen Eingaben bezüglich des Telegraphendienſtes. H. M. Z. 120. 30. Mai. 

Nr. 64. Ausgeg. am 14. Juni. Inſtradirung der Poſtpackete (Colis 
postaux) nach den franzöſiſchen Colonien via Italien. H. M. Z. 15.677. 31. Mai. 
— Vertheilung des Nachtrages Nr. 13 zum Berner Verzeichniſſe der Telegraphen⸗ 
bureaux. H. M. Z. 20.116. 4. Juni. — Errichtung eines Poſtamtes in Igrane. 
H. M. Z. 19 035. 5. Juni. 

Nr. 65. Ausgeg. am 16. Juni. — Verbot der Zeitſchrift „L’Eco dell’ 
Alpe Giulia“. H. M. Z. 21.673. 7. Juni. Ermächtigung der k. k. Poſt⸗ 
ämter Krakau Filiale und Wiznitz am Czeremosz zum telegraphiſchen Anweiſungs⸗ 
verkehre mit dem Auslande. H. M. Z. 18 319. 14. Juni. — Aenderungen im 
Stande der öſterreichiſchen Telegraphenſtationen und Ergänzungen des Linien⸗ 
nebes, H. M. Z. 18.047. 29. Mai. 

Nr. 66. Ausgeg. am 20. Juni. — Hinausgabe des Nachtrages Nr. 1 
zum Verzeichniſſe der Poſt⸗ und Telegraphenämter in Oeſterreich⸗Ungarn und in 
Bosnien⸗Herzegowina. H. M. Z. 14.512. 29. Mai. — Einſtellung des Werthes 
in die Zolldeclarationen zu Poſtpacketen (Colis postaux). H. M. Z. 20.886. 
8. Juni. 

Nr. 67. Ausgeg. am 22. Juni. — Einführung der Poſtpackete (Colis 
postaux) im Verkehre mit Großbritannien und Irland. H. M. Z. 21.897. 
13. Juni. 

Nr. 68. Ausgeg. am 24. Juni. — Neue Fahrpoſttariſe für „Afrika“ und 
„Aſien“. H. M. Z. 15.360. 30. Mai. — Ermächtigung des k. k. Poſtamtes in 
Prag Nikolandergaſſe zum telegraphiſchen Poſtanweiſungsverkehre mit dem Aus⸗ 
lande. H. M. Z. 17.668. 11. Juni. Franzöſiſche Poſtdampfſchiffverbindungen 
nach Braſilien. H. M. Z. 22.097. 17. Juni. 

Nr. 69. Ausgeg. am 26. Juni. — Behandlung der durch Oeſterreich 
tranſitirenden Nachnahmepackete im Verkehre zwiſchen Deutſchland und den 
darüber hinausgelegenen Ländern mit Italien und Egypten. — Vergütung der 
Proviſion für Nachnahmepackete nach und aus Italien und Egypten. H. M. 
3. 22.510. 21. Juni. 

Nr. 70. Ausgeg. am 28. Juni. — Ermächtigung des königl. ungarischen 
Poſtamtes Budapeſt IV hazai takarekpenztär zur Vermittlung von Poſtanweiſun⸗ 
gen über mehr als 300 fl. und von Nachnahmen bis 500 fl., ſowie zur Um⸗ 
rechnung von Poſtanweiſungen. H. M. Z. 23.190. 22. Juni. — Zuläſſigkeit 
von Expreßbriefen nach und aus San Salvador. H. M. Z. 21.278. 16. Juni 

Nr. 71. Ausgeg. am 30. Juni. Verordnung des k. k. Handels⸗ 
miniſteriums ddo. 15. Juni 1886, betreffend die Ermächtigung weiterer Poſt⸗ 
ämter als Sammelſtellen des Poſtſpareaſſenamtes zur Rückzahlung der Einlagen 
im kurzen Wege. H. M. Z. 21.772. 15. Juni. 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben den Legationsrath erſter Kategorie Ernſt Ritter 
Schmit von Tavera zum außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten 
Miniſter bei den Vereinigten Staaten von Nordamerika und den Legationsrath 
erſter Kategorie Dr. Ladislaus Hengelmüller von Hengervär zum außer⸗ 
ordentlichen Geſandten und bevollmächtigten Miniſter beim königl. ſerbiſchen Hofe 
ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Sectionsrathes 
bekleideten Hof⸗ und Miniſterialſecretär Karl Ritter von Schultes eine ſyſte⸗ 
miſirte Sectionsrathsſtelle und dem mit Titel und Charakter eines Hof- und 
Miniſterialſecretärs bekleideten Concipiſten erſter Claſſe Dr. Dionys Freiherrn 
von Tallian eine ſyſtemiſirte Hof⸗ und Miniſterialſecretärsſtelle, ferner dem 
Hof⸗ und Miniſterialſecretär Stephan Edlen von Pilat taxfrei den Titel und 
Charakter eines Sectionsrathes und dem Conceptsprakticanten Otto Ritter von 
Krumhaar den Titel und Charakter eines Hof⸗ und Miniſterialconcipiſten 
zweiter Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Legationsrath erſter Kategorie Sigismund von 
Roſty zum diplomatiſchen Agenten und Generalconſul für Aegypten, den mit 
dem Titel eines Honorar⸗Legationsſecretärs bekleideten Viceconſul Armin Grafen 
Waß in Turn⸗Severin zum Conſul bei dem Generalconſulate in Alexandrien, 
den Viceconſul und Gerenten des Conſulates in Prisren Richard Hickel zum 
Conſul in Prisren und den Viceconſul Emerich Pietſchka in Warſchau zum 
Conſul in Jaſſy ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe Candido Ritter von Calvi 
im k. und k. Miniſterium des Aeußern anläßlich deſſen Penſionirung das 
Komthurkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Berufung des mit Titel und Charakter eines 
Generalconſuls bekleideten Conſuls bei dem Generalconſulate in Alexandrien 
Karl Ritter von Gſiller zur Leitung des Generalconſulates in Moskau 
genehmigt. 

Seine Majeſtät haben den Statthaltereiräthen Dr. Joſeph Virgil Groh⸗ 
mann und Guido Töply den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe und Leiter der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft in Przemysl Albin Ritter von Zajaczkowski anläßlich deſſen 
Penſionirung die Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 
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| Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Statthalterei⸗ 
rathes bekleideten Bezirkshauptmann Eduard Gorecki in Stanislau zum Statt⸗ 
haltereirathe der Lemberger Statthalterei ernannt 

Seine Majeſtät haben den Oberrechnungsrath im Miniſterial⸗Rechnungs⸗ 
departement des Handelsminiſteriums Johann Hawliſch zum Rechnungsdirector 
in dieſem Miniſterium ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Oberingenieur im Miniſterium des Innern 
Romuald Jszkowski den Titel und Charakter eines Baurathes taxfrei bewilligt. 

Seine Majeſtät haben dem Oberinſpector der Generaldirection der 
öſterreichiſchen Staatsbahnen Franz Schmarda anläßlich deſſen Penſtonirung 
tagfrei den Titel eines Baurathes verliehen ö 

Seine Majeſtät haben die Conſulareleven Alois Pogakar in Bombay, 
Ernſt Ritter von Cischini in Alexandrien und Joſeph Freiherrn von Miske 
in Salonich zu Viceconſuln ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Primararzte des iſraelitiſchen Krankenhauses 
in Lemberg Dr. Hermann Witz den Titel eines kaiſerlichen Rathes tayfvei 
verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Regierungsſecretär Ludwig Marquis Gozani zum Bezirkshauptmanne und den 
Bezirkscommiſſär Gottfried Friedrich zum Regierungsſecretär in Krain ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Evidenzhaltungs Obergeometer Abraham 
Broch zum Director im lithographiſchen Inſtitute des Kataſters ernannt. 

Der Statthalter in Niederöſterreich hat den Statthaltereikanzliſten Joſeph 
Hadrboletz 
ernannt. 


zum Kanzleiofficial bei der niederöſterreichiſchen Statthalterei 


Erledigungen. 
Städtiſche Arztensſtelle beim Magiſtrate in Wien mit 1000 fl. Gehalt 
und 30percentigem Quartiergelde, bis Mitte März. (Amtsbl. Nr. 42.) 
Bezirkshauptmannsſtelle bei der politiſchen Verwaltung in Böhmen, bis 
5. März. (Amtsbl. Nr. 43.) 
Forſtaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangselaſſe bei der k. k. Forſt⸗ und 
Domänendirection, bis Ende März. (Amtsbl. Nr. 46.) 


Concurs-Ausſchreibung. 


Bei dem Bürgermeiſteramte der Stadt Bielitz gelangt die Stelle eines 
zweiten Seeretärs mit dem Jahresgehalte von 900 fl. ö. W., einer Activitäts⸗ 
zulage von jährlich 200 fl. ö. W., drei 10percentigen Quinquennalzulagen und 
dem Anſpruche auf normalmäßige Penſionirung zur Beſetzung. Die Anſtellun, 
iſt für das erſte Dienſtjahr proviſoriſch. Die definitive Anſtellung kann nach 
Ablauf eines Jahres nach Maßgabe der zufriedenſtellenden Dienſtleiſtung erfolgen. 

Bewerber um dieſe Stelle haben außer einem eingehenden curriculum 
vitae den Nachweis über ihre Nationalität, über Alter, Familienverhältniſſe, 
Heimatzuſtändigkeit und die mit gutem Erfolge abgelegten drei juridiſchen Staats⸗ 
prüfungen oder die an einer inländiſchen Univerſität erlangte Doctorswürde zu 
erbringen. 

Die wohlinſtruirten, auch mit den Nachweiſungen über das ſittliche und 
ſtaatsbürgerliche Verhalten und über die bisherige Verwendung zu verſehenden 
Geſuche ſind bis längſtens 20. März d J. bei dem gefertigten Bürgermeiſteramte 
einzubringen. 

Bürgermeiſteramt Bielitz, am 25. Februar 1887. 

Der Bürgermeiſter: Heinr. Hoffmann. 


Es ist soeben erschienen: 
Detaillirtes alphabetisches 


Nachschlage-Register 
zu den im Bereiche der politischen Verwaltung in den 
Jahren 1871 bis einschliesslich 1885 erschienenen 


Normalien 


von Anton Grafen Pace, 
k. k. Bezirkshauptmann. 


Preis elegant gebunden fl. 150. 


Wir brauchen wohl nicht erst auf die Wichtigkeit der Normativerlässe 
der Ministerien, ohne deren genaue Kenntniss es den politischen Beamten fast 
unmöglich ist, einen Gegenstand correct zu erledigen, hinzuweisen. Die 
Schwierigkeit, die vielen erschienenen Normalien in Evidenz zu halten, ist 
nur zu bekannt, da bei den Aemtern entweder keine oder nur jahrgangsweise 
Indexe geführt werden. 

Ein Normalienindex; der die wichtige Periode der letzten 15 Jahre 
umfasst, ist daher für jeden Verwaltungsbeamten nicht nur ein sehr werth- 
volles, sondern geradezu ein unentbehrliches Hilfsbuch, 

Zu beziehen durch jede Buchhandlung oder direct von der Verlags- 
buchhandlung 


Ig. v. Kleinmayr & Fed. Bamberg 
> in Laibach. 


DEE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 39 der Erkenntniſſe 1886. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


